
An die Direktorin des
Schulsprengels Meran/Obermais
Brunnenplatz 24 A
39012 Meran

Ansuchen um Befreiung von Schülerbeiträgen

Die/Der unterfertigte ,

Mutter/Vater/Erziehungsberechtigte der Schülerin/des Schülers:

, Klasse ,

Schulstelle , ersucht aufgrund der 
wirtschaftlichen Lage um Befreiung von der Bezahlung folgender Schülerbeiträge für 

das Schuljahr  laut Schulratsbeschluss Nr. 11 vom 13.12.2018.

 Betrag:  für 

 Betrag:  für 

Zu diesem Zweck wird: 

 die Bescheinigung der wirtschaftlichen Lage laut EEVE (= einheitliche 

Einkommens- und Vermögenserklärung)* des Jahres  beigefügt.
(Befreit von der Bezahlung der Schülerbeiträge sind in der Regel Familien, deren 
wirtschaftliche Lage laut EEVE unter 1,75 liegt)

oder

 Folgendes erklärt:

1. Er/Sie ist nicht im Besitz einer EEVE des Jahres .

2. Die Familie besteht aus  Mitgliedern, davon  
minderjährige Kinder.

3. Er/Sie hat im Jahr  ein Bruttoeinkommen von

 € erwirtschaftet. CUD oder Steuererklärung liegt bei. 
4. Andere schwerwiegende Gründe: 



Die/Der Unterfertigte erklärt, im Bewusstsein der übernommenen strafrechtlichen 
Haftung bei gefälschten Akten und Falscherklärungen im Sinne von Artikel 76 des 
Dekrets des Präsidenten der Republik Nr. 445 vom 28. Dezember 2000, dass das 
vorliegende Formular von ihm ausgefüllt wurde und, dass die darin enthaltenen 
Angaben im Sinne von Artikel 43 des obgenannten DPR Nr. 445/2000 
wahrheitsgetreu und nachweisbar sind.

Die Schule wird die gemachten Angaben überprüfen; Falscherklärungen haben den 
Ausschluss von der Begünstigung zur Folge.

Ort und Datum 

leserliche Unterschrift des/der gesetzlichen Vertreters/in

Anlage/n: Erklärung über die Einkommenssituation (EEVE/DURP, CUD oder 
Steuererklärung) 

*Die Bewertung der wirtschaftlichen Lage der Familie erfolgt auf der Grundlage des "Faktors 
der wirtschaftlichen Lage" (FWL). Dieser wird im Rahmen der Einheitlichen Einkommens- 
und Vermögenserklärung (EEVE) erstellt. Die EEVE-Erklärung und die Bescheinigung des 
FWL können kostenlos bei den konventionierten Patronaten und Steuerbeistandszentren 
(CAAF) gemacht werden. Die EEVE-Erklärung (mit Bezug auf das Einkommen des 
Vorjahres, sowie Vermögen am 31.12.) muss dem Ansuchen beigelegt werden.

Information gemäß Art. 13 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 - Datenschutz 

Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung: Rechtsinhaber für die Datenverarbeitung ist der 
Schulsprengel Meran-Obermais, Brunnenplatz 24/A, 39012 Meran, E-Mail: 
ssp.meranobermais@schule.suedtirol.it  – PEC SSP.MeranObermais@pec.prov.bz.it 
Datenschutzbeauftragte (DSB): Die Kontaktdaten der DSB des Schulsprengels: 
Bildungsverwaltung, Amba Alagi Straße 10, 39100 Bozen, E-Mail 
bildungsverwaltung@provinz.bz.it - PEC bildungsverwaltung@pec.prov.bz.it  
Zwecke der Verarbeitung: Die übermittelten Daten werden vom dazu befugten 
Landespersonal, auch in elektronischer Form, für institutionelle Zwecke in Zusammenhang 
mit dem Verwaltungsverfahren, zu dessen Abwicklung die Daten im Sinne von Artikel 6 des 
Landesgesetzes Nr. 17/1993 bereitgestellt wurden verarbeitet. Die mit der Verarbeitung 
betraute Person ist die Schulführungskraft des Schulsprengels Meran-Obermais Eva 
Tessadri. Die Mitteilung der Daten ist unerlässlich, damit die beantragten 
Verwaltungsaufgaben erledigt werden können. Wird die Bereitstellung der Daten verweigert, 
können die eingegangenen Anträge und Anfragen nicht bearbeitet werden. Mitteilung und 
Datenempfänger: Die Daten können folgenden anderen öffentlichen und/oder privaten 
Rechtsträgern zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen im Rahmen ihrer institutionellen 
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Aufgaben mitgeteilt werden, soweit dies in engem Zusammenhang mit dem eingeleiteten 
Verwaltungsverfahren erfolgt: ISOV/Agentur für Verträge (Veröffentlichungsverpflichtungen 
für öffentliche Aufträge), perlaPA/“Dipartimento della funzione pubblica“ 
(Veröffentlichungsverpflichtungen für „Mitarbeiten“, insbesondere des Lebenslaufs des 
Vertragspartners, unter Berücksichtigung der Datenschutzbestimmungen), Schatzamt des 
Schulsprengels (Auszahlungen), Sozialversicherungsinstitute, grundsätzlich allen 
öffentlichen, insbesondere staatlichen Stellen der Republik Italien, für die Erfüllung von 
institutionellen Aufgaben. Die Daten können auch weiteren Rechtsträgern mitgeteilt werden, 
die Dienstleistungen in Zusammenhang mit der Wartung und Verwaltung des 
informationstechnischen Systems der Landesverwaltung und/oder der institutionellen 
Website des Landes, auch durch Cloud Computing, erbringen. Der Cloud Provider Microsoft 
Italien GmbH, welcher Dienstleister der Office365 Suite ist, hat sich aufgrund des 
bestehenden Vertrags verpflichtet, personenbezogene Daten nicht außerhalb der 
Europäischen Union und der Länder des Europäischen Wirtschaftsraums (Norwegen, Island,
Lichtenstein) zu übermitteln. Datenübermittlungen an Drittländer: Bei diesem Auftrag werden 
keine Übermittlungen personenbezogener Daten an Drittländer durchgeführt. 
Verbreitung: Ist die Verbreitung der Daten unerlässlich, um bestimmte von der geltenden 
Rechtsordnung vorgesehene Veröffentlichungspflichten zu erfüllen, bleiben die von 
gesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen Garantien zum Schutz der personenbezogenen 
Daten der betroffenen Person unberührt. 
Dauer: Die Daten werden so lange gespeichert, als sie zur Erfüllung der in den Bereichen 
Abgaben, Buchhaltung und Verwaltung geltenden rechtlichen Verpflichtungen benötigt 
werden. In den einschlägigen Rechtsvorschriften wird in der Regel eine Dauer von 10 Jahren
festgelegt. Bei Veröffentlichungen von Daten im Zusammenhang mit Aufträgen an natürliche 
Personen für „Mitarbeiten“ (Beratungen, Studien, Forschungen, Referententätigkeiten usw.) 
sieht der Gesetzgeber in der Regel eine Frist von 5 Jahren vor. Automatisierte 
Entscheidungsfindung: Die Verarbeitung der Daten stützt sich nicht auf eine automatisierte 
Entscheidungsfindung. 
Rechte der betroffenen Person: Gemäß den geltenden Bestimmungen erhält die betroffene 
Person auf Antrag jederzeit Zugang zu den sie betreffenden Daten und es steht ihr das 
Recht auf Berichtigung oder Vervollständigung unrichtiger bzw. unvollständiger Daten zu; 
sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind, kann sie sich der Verarbeitung 
widersetzen oder die Löschung der Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung 
verlangen. Im letztgenannten Fall dürfen die personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Einschränkung der Verarbeitung sind, von ihrer Speicherung abgesehen, nur mit Einwilligung
der betroffenen Person, zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 
Rechtsansprüchen des Verantwortlichen, zum Schutz der Rechte Dritter oder aus Gründen 
eines wichtigen öffentlichen Interesses verarbeitet werden. Das entsprechende 
Antragsformular steht auf der Webseite 
http://www.provinz.bz.it/de/transparenteverwaltung/zusaetzliche-infos.asp zur Verfügung. 
Rechtsmittelbelehrung: Erhält die betroffene Person auf ihren Antrag nicht innerhalb von 30 
Tagen nach Eingang − diese Frist kann um weitere 60 Tage verlängert werden, wenn dies 
wegen der Komplexität oder wegen der hohen Anzahl von Anträgen erforderlich ist – eine 
Rückmeldung, kann sie Beschwerde bei der Datenschutzbehörde oder Rekurs bei Gericht 
einlegen. 
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